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Regierungsrat 

  

  

Luzern, 5. April 2022 
 
 

ANTWORT AUF ANFRAGE A 768 
 

 
Nummer: A 768 
Protokoll-Nr.: 425 
Eröffnet: 24.01.2022 / Gesundheits- und Sozialdepartement 
 
 

Anfrage Schurtenberger Helen und Mit. über die Umsetzung der In-

kassohilfeverordnung – Entwurf einer Änderung des Sozialhilfegeset-

zes 

 
Vorbemerkung: 
Zur Umsetzung der Inkassohilfeverordnung des Bundes wurde im Kanton Luzern ein Projekt 
gestartet, welches eine Änderung von Sozialhilfegesetz und –verordnung vorsieht. Mit RRB 
Nr. 1372 vom 16. November 2021 hat unser Rat von den wichtigsten Ergebnissen der vom 
10. Juni bis am 30. September 2021 dauernden Vernehmlassung zum Entwurf einer Ände-
rung des Sozialhilfegesetzes Kenntnis genommen. Gleichzeitig hat unser Rat den Departe-
mentsentwurf der Sozialhilfeverordnungsänderungen zur Anhörung bei den Gemeinden frei-
gegeben. Aufgrund der Vernehmlassungsergebnisse und einer Besprechung der Echo-
gruppe des Projekts Umsetzung Inkassohilfeverordnung, in welcher die Mitglieder der ERFA 
Alimentenhilfe vertreten sind, waren im Verordnungsentwurf neu Mindestpensen in Stellen-
prozenten vorgesehen.  
 
Unser Rat behandelte die Botschaft zur Teilrevision des Sozialhilfegesetzes am 5. April 2022. 
Die Rückmeldungen aus der Anhörung bei den Gemeinden zu den Verordnungsänderungen 
lagen somit vor. Die Stellungnahmen der Gemeinden zu den fachlichen und organisatori-
schen Anforderungen an die Leistungserbringer (Sozialdienste) fielen unterschiedlich aus. 
Während die fachlichen Anforderungen mehrheitlich unterstützt wurden, wurden die von un-
serem Rat vorgeschlagenen organisatorischen Aspekte der Anforderungen (Mindestpensum) 
abgelehnt. Unser Rat sieht daher vor, in der Verordnung auf Vorgaben betreffend ein Min-
destpensum zu verzichten. In der Gesetzesvorlage waren hierzu keine Änderungen gegen-
über dem Botschaftsentwurf notwendig. 
 
Zu Frage 1: Warum wird die Alimentenbevorschussung und die Sozialhilfe in diesem Verfah-
ren miteinbezogen? Es geht hier um das Inkassowesen in der Alimentenhilfe. 
 
Bereits heute hält das Sozialhilfegesetz für alle Bereiche der Sozialhilfe fest, dass die Leis-
tungen durch fachlich geeignete Personen zu erbringen sind (§ 6 SHG, SRL Nr. 892). Durch 
die geplante Änderung soll erreicht werden, dass die Anforderungen im Bereich der wirt-
schaftlichen und persönlichen Sozialhilfe, der Nothilfe sowie der Alimentenhilfen weiterhin 
gleichwertig definiert werden. Es gibt keine sachlichen Gründe dafür, die Fachlichkeit für die 
Inkassohilfe zu konkretisieren, nicht aber jene für die Alimentenbevorschussung oder die per-
sönliche und wirtschaftliche Sozialhilfe sowie die Nothilfe, auch wenn die Vorgaben der In-
kassohilfeverordnung sich nicht auf diese Leistungen beziehen.  
 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/892
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Den unterschiedlichen Anforderungen und Aus- bzw. Weiterbildungsmöglichkeiten in den ein-
zelnen Bereichen soll im kantonalen Recht damit Rechnung getragen werden, dass die An-
forderungen an die Fachlichkeit für die Alimentenhilfen sowie für die wirtschaftliche/persönli-
che Sozialhilfe bzw. Nothilfe auf Verordnungsstufe unterschiedlich definiert werden sollen.  
 
Zudem ist anzumerken, dass der Bund nur den Bereich der Inkassohilfe regeln kann, weil die 
anderen Bereiche nicht in seine Zuständigkeit fallen. Die Aufgabe der Inkassohilfe und der 
Alimentenbevorschussung sind jedoch sachlich stark verknüpft. Die beiden Aufgaben werden 
in der Regel in den Gemeinden bereits heute von der gleichen Stelle ausgeführt. Zudem wird 
auch in Bevorschussungsfällen in der Regel ein Inkasso notwendig. Eine organisatorische 
Trennung der beiden Bereiche ist weniger effizient als eine für beide Fachbereiche zustän-
dige Stelle. Aus Sicht der Kundinnen und Kunden ist es zudem nicht nachvollziehbar, wes-
halb zwei verschiedene Stellen zuständig sein sollen, insbesondere, wenn nicht der gesamte 
Unterhalt bevorschusst wird.  
 
Zu Frage 2: Auf welcher wissenschaftlichen Basis wurden die Grenzwerte (mind. 50 Dossiers 
bzw. mind. ein 50% Pensum) festgelegt? 
 
Für die wirtschaftliche und persönliche Sozialhilfe wurde das Mindestpensum aus breit abge-
stützten Erkenntnissen hergeleitet: um einen Sozialdienst professionell führen zu können, ist 
ein Mindestpensum notwendig, um Effizienz und Erfahrung zu gewährleisten. Eine aktuelle 
Studie mit der Stadt Winterthur zeigt, dass professionalisierte Sozialdienste verbunden mit 
einer niedrigeren Falllast eine Reduktion der monatlichen Fallkosten als auch zu einer häufi-
geren Ablösung von Klientinnen und Klienten führen (Büro BASS, Analyse zu den Auswirkun-
gen der Reduktion der Fallbelastung in der Sozialberatung der Stadt Winterthur, Schlussbe-
richt, Bern Mai 2021). Bei der Studie mit der Stadt Winterthur betrug die Falllast pro Vollzeit-
stelle 80 Fälle. Für ein 50 %-Pensum bedeutet dies eine Falllast von 40 Fällen, was ermög-
licht, die notwendige Erfahrung und Effizienz zu gewährleisten. Ein Mindestpensum ist auch 
aus Sicht der Klientinnen und Klienten begrüssenswert, weil so eine gewisse Erreichbarkeit 
sichergestellt werden kann. Hinzu kommt, dass es für Gemeinden schwierig sein kann, ge-
rade für Kleinstpensen entsprechend ausgebildete Fachpersonen zu finden.  
 
Im Bereich der Alimentenhilfen bestehen keine vergleichbaren Studien zur Falllast wie im Be-
reich der wirtschaftlichen und persönlichen Sozialhilfe. Der Kanton Bern sieht jedoch ein Min-
destpensum von 50 % vor, welches sich in der Praxis bewährt (siehe Art. 3d Verordnung 
über die öffentliche Sozialhilfe des Kantons Bern vom 24. Oktober 2001, BSG 860.111, siehe 
auch Antwort zu Frage 4). Es gibt zwar keine schweizweit einheitlichen Standards und es be-
stehen keine wissenschaftlichen Grundlagen, um eine Mindestfallzahl festlegen zu können. 
Der Bund hielt im erläuternden Bericht fest, dass die geringe Zahl von Fällen in kleinen Ge-
meinden ein Hindernis für den Erfahrungserwerb und die Entwicklung einer effizienten Praxis 
darstelle, die es möglichen würde, die Interessen der berechtigten Person, die vom Gemein-
wesen Hilfe beansprucht, möglichst gut zu vertreten (siehe erläuternder Bericht, S. 13). Er ist 
somit ebenfalls von einer gewissen Grösse ausgegangen, welche für eine Fachstelle not-
wendig ist. Ein Mindestpensum ist auch aus Sicht der Klientinnen und Klienten begrüssens-
wert, weil so eine gewisse Erreichbarkeit sichergestellt werden kann. Hinzu kommt, dass es 
für Gemeinden auch bei den Alimentenhilfen schwierig sein kann, gerade für Kleinstpensen 
entsprechend ausgebildete Fachpersonen zu finden. Der Kanton Schwyz beispielsweise hat 
diese Überlegungen zum Anlass genommen, per 1. Januar 2022 eine kantonale Fachstelle 
für die Inkassohilfe, welche auch die Alimentenbevorschussung übernehmen kann, zu schaf-
fen (siehe Vernehmlassungsbericht des Regierungsrats des Kantons Schwyz, S. 4 f.).  
 
Es ist zudem festzuhalten, dass eine kompetente und effiziente Aufgabenerfüllung nicht nur 
im Interesse der betroffenen Personen liegt. Vielmehr liegt dies auch im Interesse der Ge-
meinden: So konnte die Studie mit der Stadt Winterthur eine Reduktion der monatlichen Fall-
kosten feststellen (siehe oben). Gleiches gilt auch bei der Inkassohilfe: Je erfolgreicher die 
Inkassohilfe ist, desto weniger muss bevorschusst oder müssen die betroffenen Personen 

https://www.buerobass.ch/fileadmin/Files/2021/2021_Reduktion_Falllast_Winterthur_Schlussbericht_DE.pdf
https://www.buerobass.ch/fileadmin/Files/2021/2021_Reduktion_Falllast_Winterthur_Schlussbericht_DE.pdf
https://www.ejpd.admin.ch/ejpd/de/home/aktuell/news/2019/2019-12-062.html
https://www.sz.ch/public/upload/assets/50397/B_Vernehmlassung_Inkassohilfe.pdf?fp=1
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mit wirtschaftlicher Sozialhilfe unterstützt werden (siehe erläuternder Bericht, S. 10 f.). Bei 
bevorschussten Fällen führt zudem eine höhere Rückerstattungsquote zu tieferen Kosten bei 
den Gemeinden.  
 
Wie eingangs festgehalten, sieht unser Rat aufgrund der entsprechenden Rückmeldungen 
im Rahmen der durchgeführten Anhörung der Gemeinden dennoch vor, in der Verordnung 
auf Anforderungen betreffend ein Mindestpensum zu verzichten. 
 
 
Zu Frage 3: Wurde bei der Festlegung der Grenzwerte berücksichtigt, dass die aufwändigen 
internationalen Fälle gemäss dem Vernehmlassungsentwurf sowieso durch eine kantonale 
Stelle geführt werden und somit dieses spezifische KnowHow bei den verbliebenden Dos-
siers nicht erforderlich ist? 
 
Ja, dies wurde berücksichtigt. Die Tätigkeit der Fachstellen ist auch für die anderen Inkasso-
hilfefälle anspruchsvoll, da es sich bei der Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen um eine 
komplexe Querschnittsaufgabe handelt (siehe hierzu erläuternder Bericht, S. 15).  
 
Zu Frage 4: Werden in anderen Kantonen auch eine Mindestzahl von Dossiers bzw. ein Min-
destpensum gefordert? 
 
Die Zuständigkeit für die Alimentenhilfen ist in den Kantonen sehr unterschiedlich geregelt. In 
dreizehn Kantonen (AI, BL, BS, FR, GE, GL, JU, NE, NW, SZ, TI, VD, VS) wurde eine kanto-
nale Stelle mit dieser Aufgabe betraut. In den Kantonen Solothurn und Zürich ist die Inkasso-
hilfe auf Bezirksebene geregelt. In elf Kantonen (AG, AR, BE, GR, LU, OW, SG, SH, TG, UR, 
ZG) und damit weniger als der Hälfte der Kantone sind die Gemeinden für die Inkassohilfe 
zuständig, wobei diese Aufgabe zum Teil an Dritte übertragen worden ist (Stand 1.1.2022).  
 
Der Kanton Bern kennt im Bereich der Sozialhilfe Vorgaben betreffend Stellenprozente (Ver-
ordnung über die öffentliche Sozialhilfe des Kantons Bern vom 24. Oktober 2001, BSG 
860.111): 
 

Art. 3 2 Mindestgrösse 

1 Der Sozialdienst verfügt über mindestens 150 Stellenprozente Fachpersonal. 

2 Ausnahmsweise kann ein Sozialdienst über weniger Stellenprozente Fachpersonal verfügen, sofern 

die Trägerschaft den Nachweis erbringt, dass * 

a die Schaffung eines grösseren Sozialdienstes aus geografischen oder an-

deren Gründen nicht zumutbar ist, 

b die Wirkungsziele und Qualitätsvorgaben erreicht werden können und 

c eine Regelung besteht, wie die Stellvertretung und der fachliche Austausch 

mit anderen Fachleuten gewährleistet werden. 

3 Das Amt für Integration und Soziales (AIS) der Gesundheits-, Sozial- und Integrationsdirektion (GSI) 

entscheidet, ob der Sozialdienst diesen Anforderungen genügt. * 

 

Art. 3a *Fachpersonal des Sozialdienstes 

1 Allgemeines 

1 Als Fachpersonal gelten * 

a * die Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter des Sozialdienstes, 

https://www.ejpd.admin.ch/ejpd/de/home/aktuell/news/2019/2019-12-062.html
https://www.ejpd.admin.ch/ejpd/de/home/aktuell/news/2019/2019-12-062.html
https://www.belex.sites.be.ch/frontend/versions/2328
https://www.belex.sites.be.ch/frontend/versions/2328
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b * Personen, welche die fachlichen Voraussetzungen gemäss Artikel 3b Ab-

satz 2 oder 6 erfüllen. 

 

Art. 3b *2 Anforderungen * 

1 Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter verfügen über eine abgeschlossene und anerkannte Ausbil-

dung in Sozialarbeit oder Sozialpädagogik an einer Hochschule, Fachhochschule, Höheren Fach-

schule oder Fachschule oder absolvieren eine solche Ausbildung berufsbegleitend. * 

2 Personen, die eine andere, gleichwertige Ausbildung mit einem inhaltlichen Bezug zu sozialer Arbeit 

abgeschlossen haben, erfüllen die erforderlichen fachlichen Voraussetzungen. * 

3 … * 

4 Als Beurteilungskriterien für den inhaltlichen Bezug gelten insbesondere * 

a * Kenntnisse in der Methodik sozialer Arbeit, im Sozialhilfe-, Sozialversiche-

rungs-, Erwachsenen- und Kindesschutzrecht, 

b * absolvierte Ausbildungspraktika. 

5 * 

6 Die erforderlichen fachlichen Voraussetzungen erfüllen ebenso Personen ohne die erforderliche 

Fachausbildung, die * 

a am 1. Januar 2002 bei einer Gemeinde tätig waren und 

b sich zwischen dem 1. Januar 1995 und dem 1. Januar 2005 über mindes-

tens drei Jahre erfolgreiche praktische Tätigkeit in Beratung und Betreuung 

in einem Sozialdienst sowie über mindestens 120 Lektionen fachliche Wei-

terbildung ausweisen können. 

 

Art. 3d *Personal im Vollzug des Inkassos und der Bevorschussung von Unterhaltsbeiträgen 

1 Als Personal im Vollzug des Inkassos und der Bevorschussung von Unterhaltsbeiträgen gelten Per-

sonen, die 

a einen Fachkurs oder eine entsprechende Aus- oder Weiterbildung absol-

viert haben oder berufsbegleitend absolvieren oder 

b seit mindestens fünf Jahren mit einem Pensum von mindestens 50 Stellen-

prozenten in diesem Bereich tätig sind. 

 
Diese Vorgaben dienten bei der Ausarbeitung des Entwurfs der Verordnungsänderungen als 
Grundlage. 
 
Zu Frage 5: In Art. 12 der Inkassohilfeverordnung des Bundes regelt im Detail, was die 
Durchführungsstelle der Inkassohilfe für Anforderungen hat, dort ist weder ein Mindestpen-
sum noch eine Mindestanzahl an Dossier aufgeführt, aus welchen Grund möchte die Regie-
rung hier über die Bundesregelungen hinausgehen und damit die Gemeindeautonomie be-
schneiden? 
 
Wie eingangs festgehalten, sieht unser Rat aufgrund der entsprechenden Rückmeldungen 
im Rahmen der durchgeführten Anhörung der Gemeinden vor, in der Verordnung auf Anfor-
derungen betreffend ein Mindestpensum zu verzichten. 
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Unser Rat weist jedoch darauf hin, dass der Bund mit der Inkassohilfeverordnung klar for-
dert, dass die Aufgabe der Inkassohilfe von einer Fachstelle und somit einem Sozialdienst 
mit der entsprechenden Fachkompetenz erbracht werden muss. Dabei sind die Kantone 
zwar in der Wahl der Organisation und in der Ausbildung der für die Inkassohilfe zuständigen 
Mitarbeitenden frei. Gleichwohl müssen sie dafür sorgen, dass die im kantonalen Recht als 
die für die Inkassohilfe zuständig bezeichnete Behörde als Fachstelle für Inkassohilfe ge-
mäss Artikel 131 Absatz 1 und Artikel 290 Absatz 1 ZGB qualifiziert werden kann (siehe er-
läuternder Bericht, S. 16 f.). Der Regierungsrat geht nicht über die Vorgaben des Bundes 
hinaus.  
 
Zu Frage 6: Warum soll die Ausgestaltung der Alimentenbevorschussung und der Sozialhilfe 
nicht bei den Gemeinden bleiben (AKV-Prinzip und Subsidiaritätsprinzip)? 
 
Die organisatorische Ausgestaltung bleibt bei den Gemeinden. Der Regierungsrat stellt mit 
den einheitlichen Vorgaben die Rechtsgleichheit und -sicherheit für die Luzerner Bevölke-
rung sicher. Die betroffenen Personen sollen sich darauf verlassen können, dass unabhängig 
von der Gemeinde, in welcher sie leben, die für die Sozialhilfe zuständigen Personen die 
gleichen Mindestanforderungen erfüllen.  
 
 

https://www.ejpd.admin.ch/ejpd/de/home/aktuell/news/2019/2019-12-062.html
https://www.ejpd.admin.ch/ejpd/de/home/aktuell/news/2019/2019-12-062.html

